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Sessionsvorschau
Politik in der Krise anstatt gegen die Krise
Die kommende Frühlingssession steht ganz im Zeichen der rasant gestiegenen Arbeitslosigkeit. Gefragt ist jetzt eine beherzte Politik gegen die Krise. Die Möglichkeiten dazu wären in der kommenden Frühlingssession vorhanden. Stattdessen wird das Parlament voraussichtlich mit der Revision der Arbeitslosenversicherung und der AHV-Revision gleich mehrmals einen Sozialabbau beschliessen, der vor dem Volk keine Chance hat. Politik in der Krise anstatt gegen die Krise.
Der Arbeitsmarkt in der Schweiz befindet sich zurzeit voll in der Krise. Die Arbeitslosigkeit hat sich innert 18 Monaten fast verdoppelt. Heute sind ungefähr 180'000 Menschen arbeitslos, und täglich werden es immer mehr. 
Ausserordentliche Session zu Arbeitslosigkeit und Migration

In dieser Situation findet im National- und im Ständerat eine ausserordentliche Session zur Arbeitslosigkeit und Migration statt. Die Migration ist von Bedeutung, weil wir die erste Wirtschaftskrise mit einem offenen Arbeitsmarkt erleben. Trotz steigender Arbeitslosigkeit blieb im Jahr 2009 auch die Zuwanderung relativ hoch. Anstatt aber in ein Lamento über die Personenfreizügigkeit auszubrechen und à la SVP irgendwelche Scheinlösungen zu propagieren, sind jetzt neue Ideen gefragt. 
Für Travail.Suisse ist klar, dass insbesondere die Ausbildung in der Arbeitslosenversicherung massiv ausgebaut werden muss (siehe Vorstösse 09.4255 und 09.4284 von Josiane Aubert, Vizepräsidentin von Travail.Suisse). Die Möglichkeit, als Arbeitsloser eine Grundausbildung zu machen, besteht zwar heute schon. Sie fristet aber ein Mauerblümchendasein. Sie ist jedoch absolut zentral dafür, dass die Unternehmen im nächsten Aufschwung Arbeitslose einstellen und nicht wiederum im Ausland qualifizierte Arbeitnehmende suchen. Zudem muss die Arbeitslosenversicherung ergänzt werden mit einer gezielten Stärkung der Arbeitslosen in der Schweiz gegenüber Arbeitnehmenden im Ausland. Dazu braucht es Anreize für die Unternehmen, einen Arbeitslosen anzustellen (siehe Vorstoss 09.4261 von Meinrado Robbiani, Vizepräsident Travail.Suisse).
Revision der Arbeitslosenversicherung ist gescheitert

Gerade anschliessend an die ausserordentliche Session zur Arbeitslosigkeit werden National- und Ständerat die 4. Revision der Arbeitslosenversicherung beraten. Eine sicher finanzierte Arbeitslosenversicherung mit gut ausgebauten Leistungen ist für Travail.Suisse zentral für den Erhalt des flexiblen Arbeitsmarktes. Dies gilt umso mehr in der heutigen Krisensituation. Die Vorlage zur ALV stellt aber sowohl die sichere Finanzierung als auch die guten Leistungen in Frage. Absolut inakzeptabel ist, dass von den Leistungskürzungen in erster Linie die ohnehin bereits flexiblen Arbeitnehmenden betroffen sind. Andererseits sind die Finanzierungsvorschläge unseriös: So dauert die Sanierung des Fonds bei einem Schuldenstand von 11 Milliarden Franken per Ende 2010 rund 20 Jahre – bis ins Jahr 2031! Für eine konjunkturabhängige Sozialversicherung ein viel zu langer Zeithorizont. Diese Revision wird mitten in der Arbeitsmarktkrise vor dem Volk keine Chance haben.
AHV-Revision: Taktische Spielchen mit unsicherem Ausgang

Die Sozialkommission des Nationalrates hat an ihrer letzten Sitzung beschlossen, den Vorbezug der AHV-Rente bei Personen mit kleinen und mittleren Einkommen abzufedern. Die von der Mehrheit der Kommission beschlossene soziale Abfederung der flexiblen Pensionierung entspricht in weiten Teilen dem von Travail.Suisse vorgeschlagenen Modell. Noch vor einem Jahr lehnte dieselbe Kommission jeden sozialen Ausgleich ab. Es bestehen deshalb erhebliche Zweifel, dass diese Kehrtwende auf der Einsicht beruht, dass ein sozialer Ausgleich notwendig ist. Vielmehr wurden taktische Spielchen gespielt. Die vielen Enthaltungen weisen darauf hin. Für Travail.Suisse ist jedoch klar, dass eine 11. AHV-Revision ohne echten sozialen Ausgleich, aber mit Sozialabbau unweigerlich das Referendum nach sich ziehen wird. Und eine Erhöhung des AHV-Alters der Frauen ohne eine echte Flexibilisierung hätte bei einer allfälligen Volksabstimmung keine Chance. Das hat die letzte Volksabstimmung 2004 gezeigt. 

Mutige Klimapolitik für mehr Arbeitsplätze in der Schweiz?
In National- und Ständerat geht es einmal mehr um die Ausgestaltung der Klima- und Energiepolitik der Schweiz. Dabei stehen Zehntausende von zukünftigen Arbeitsplätzen auf dem Spiel. Nur wenn sich die Exportindustrie auf den weltweit rasant wachsenden Markt der erneuerbaren Energien einstellt, wird sie auch in zehn oder zwanzig Jahren noch in der Schweiz Arbeitsplätze anbieten können. Mit der Initiative „Für ein gesundes Klima“ kommt ein Anliegen in den Nationalrat, das zu dieser wirtschaftlichen Umorientierung einen wichtigen Beitrag leisten kann. Travail.Suisse unterstützt die Ziele dieser Initiative und auch die Revision des CO2-Gesetzes, die gleichzeitig ins Parlament kommt. Zudem stimmt der Nationalrat über den vom Ständerat bereits beschlossenen Solarfonds (09.3347) ab und der Ständerat über die vom Nationalrat beschlossene Anhebung der Mittel für die Förderung erneuerbarer Energien (KEV). Beide Beschlüsse würden Investitionen in Milliardenhöhe auslösen und so auch einen kurzfristigen Beitrag zu Bekämpfung der Wirtschaftskrise leisten.

Managerlöhne: Abzockerinitiative und/oder Gegenvorschlag?
Bereits seit fünf Jahren untersucht Travail.Suisse die Entwicklung der Vergütungen der Geschäftleitungsmitglieder von 27 Schweizer Unternehmen. Seither sind diese Vergütungen zehn Mal stärker gestiegen als die durchschnittlichen Löhne der Arbeitnehmenden. Diese Entwicklung birgt, insbesondere auch zusammen mit der Bankenkrise und den milliardenschweren staatlichen Rettungspaketen, erheblichen gesellschaftlichen Zündstoff. Mit der Initiative gegen die Abzockerei kommt ein Vorschlag ins Parlament, der das Unverständnis in der Bevölkerung über die hohen Managersaläre und die Boni-Exzesse aufnimmt.

Travail.Suisse hat die Abzocker-Initiative von Anfang an ideell unterstützt. Wir sind aber nach wie vor offen für einen Gegenvorschlag. Dieser darf jedoch nicht nur in einer abgeschwächten Version der Initiative bestehen. Vielmehr muss in einem Gegenvorschlag die Stärkung der Aktionäre, wie sie auch die Abzocker-Initiative vorsieht, mit einer Stärkung der Mitarbeitenden verbunden werden. Denn nur so kann es gelingen, das Übel an der Wurzel zu packen und das angeschlagene Vertrauen der Bevölkerung in die Wirtschaft und deren „Elite“ wieder zu vergrössern.

Ein Kind – eine Zulage: Kurz vor dem Ziel
Bereits im Jahr 2001 hat Travail.Suisse die eidgenössische Volksinitiative „Für faire Kinderzulagen“ lanciert. Eines der wichtigsten Ziele der Initiative bestand darin, jedem Kind eine Kinderzulage zu verschaffen. Das Parlament hat auf Druck der Initiative ein Gesetz beschlossen, das zwar substanzielle Verbesserungen für die Familien gebracht hat, aber leider nach wie vor nicht für jedes Kind eine Zulage vorsieht. Nachdem der Nationalrat diesem Anliegen bereits zugestimmt hat und Kinderzulagen auch für Selbständigerwerbende ermöglichen will, wird jetzt noch der Ständerat darüber beschliessen. Wir stehen also mit unserem Anliegen kurz vor dem Ziel.
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